
FORTSCHRITTSBERICHT ZUR NACHHALTIGKEITSSTRATEGIE DES 
BUNDES IM JAHR 2016

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder nehmen 
den vorgelegten Länderbeitrag zum Fortschrittsbericht 2016 zur 
Kenntnis und bitten das MPK-Vorsitzland, diesen an die Bundesregie-
rung zu übermitteln.

Die Länder kommen überein, in zukünftigen Länderbeiträgen alle 
drei Dimensionen der Nachhaltigkeit (ökologische, soziale und öko-
nomische) angemessen zu berücksichtigen.

Beitrag der Länder zur Umsetzung des Leitprinzips der nachhalti-
gen Entwicklung und der globalen Nachhaltigkeitsziele

1. MITVERANTWORTUNG DER LÄNDER

Mit der Verabschiedung der 2030-Agenda für nachhaltige Entwicklung 
durch die Vollversammlung der Vereinten Nationen im September 
2015 erhielt die Nachhaltigkeitspolitik auf globaler, aber auch auf 
nationaler und subnationaler Ebene, neuen Rückenwind und neue 
Impulse. Die 2030-Agenda entwickelt das auf dem Weltgipfel von Rio 
1992 vereinbarte Leitprinzip der nachhaltigen Entwicklung fort, das 
auch auf der Ebene der deutschen Länder anerkannt und umgesetzt 
wird. 

In Beschlüssen der Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder vom 12.6.2014 und des Bundesrats vom 6.2.2015 (Drucksache 
622/14) haben die Länder festgestellt, dass die durch die 2030-Agen-
da erfolgte Weiterentwicklung hin zu globalen Zielen nachhaltiger 
Entwicklung einen Paradigmenwechsel in Richtung einer tiefgrei-
fenden Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft im Norden 
wie im Süden darstellt, um in gemeinsamer Verantwortung die Welt 
zukunftsfähig und gerecht zu gestalten.

Die Länder begrüßen daher ausdrücklich, dass die Vereinten  
Nationen mit der 2030-Agenda und insbesondere mit den 17 globalen 
Zielen nachhaltiger Entwicklung (SDGs) einen ambitionierten Nach-
haltigkeitsrahmen geschaffen haben. Zur Umsetzung der 2030-Agen-
da ist nach Überzeugung der Länder ein abgestimmtes, gemeinsames 
Handeln notwendig, sowohl zwischen Bund und Ländern als auch bei 
der Zusammenarbeit mit Kommunen, Zivilgesellschaft, Wirtschaft 
und Kirchen. Zahlreiche der globalen Nachhaltigkeitsziele berühren 
auch die Zuständigkeiten der Länder. Die Wahrnehmung der interna-
tionalen Verantwortung Deutschlands für eine weltweite nachhaltige 
Entwicklung kann daher nur dann gelingen, wenn die 2030-Agenda 
auch über abgestimmte Beiträge von Bund und Ländern umgesetzt 
wird.

BESCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTEN- 
KONFERENZ VOM 17. MÄRZ 2016
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Die Länder haben bereits in der Vergangenheit einen wichtigen 
Beitrag zum Nachhaltigkeitsprozess und zur Erreichung der bisheri-
gen Millennium Development Goals geleistet. Sie sind gewillt, dies 
mit Blick auf die Umsetzung der SDGs in Deutschland und auch im 
internationalen Kontext fortzuführen. 

Dabei erkennen sie u. a. in den Themen der Ungleichheit in und 
zwischen Staaten, der nachhaltigen Bewirtschaftung und effizienten 
Nutzung der natürlichen Ressourcen, der Steigerung des Anteils  
erneuerbarer Energien und der deutliche Erhöhung der Energieeffi-
zienz sowie der Stärkung der Widerstandskraft und Anpassungsfähig-
keit gegenüber klimabedingten Gefahren zentrale Handlungsfelder. 
Die Länder sind sich ihrer internationalen Verantwortung bewusst. 
Sie setzen sich für einen global verantwortungsvollen Umgang mit 
den verfügbaren natürlichen Ressourcen, nachhaltige Produktions- 
und Konsummuster unter Einhaltung globaler sozialer Standards ein.

Alle Länder haben in den letzten Jahren mit Gesetzen, Strategien, 
Förderprogrammen sowie Kommunikations- und Partizipationsaktivi-
täten zu wichtigen Nachhaltigkeitsthemen wie Klimaschutz und Kli-
maanpassung, Energiewende, biologische Vielfalt, Ressourcenschutz, 
Bildung und Wissenschaft, nachhaltigem Konsum, Ernährung und 
Mobilität, sozialem Zusammenhalt und gesellschaftlichem Wandel 
bereits erhebliche Anstrengungen unternommen, um eine nachhal-
tige Entwicklung voranzubringen. Inzwischen haben zwei Drittel der 
Länder Nachhaltigkeitsstrategien verabschiedet. 

In den letzten vier Jahren seit dem letzten Länderbeitrag zum 
Fortschrittsbericht zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie gab es in 
vielen Ländern neue Entwicklungen, die zum Teil auf den Impulsen 
der Rio+20-Konferenz 2012 beruhen. Mittlerweile haben erste Länder 
die SDG und deren Umsetzung als zentrale Elemente ihrer Nachhal-
tigkeitsstrategien aufgegriffen1. 

Die Nachhaltigkeitsstrategien der Länder beziehungsweise vergleich-
bare Strategiedokumente decken teilweise ein breites Themenspek-
trum ab (vergleichbar mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie), 
sind zum Teil aber auch thematisch fokussierter. Das Instrumen-
tenspektrum (Nachhaltigkeitsprüfungen, interministerielle Koordi-
nierung, Dialoge mit Stakeholdern, Beiräte etc.) der Strategien ist 
unterschiedlich. Manche Länderstrategien orientieren sich stark an 
der nationalen Strategie, andere Länder haben ein eigenständiges 

1 Genannt werden können beispielhaft die Neuauflage der Nachhaltigkeitsstrategien in 
Baden-Württemberg (2012) und Bayern (2013), die strategische Neuausrichtung der Nach-
haltigkeitsstrategie in Hessen (2014) sowie die Neufassung beziehungsweise Fortschreibung 
von Strategien in Sachsen (2013), Brandenburg (2014) und Rheinland-Pfalz (2015). Andere 
Länder haben Nachhaltigkeitsberichte und Indikatorenberichte veröffentlich (z.B. Thüringen 
2012, Berlin 2014, Hessen seit 2009, Sachsen-Anhalt 2015). Nordrhein-Westfalen hat im 
September 2015 den Entwurf einer Nachhaltigkeitsstrategie vorgelegt, die nach einer 
Konsultationsrunde im Frühjahr 2016 endgültig verabschiedet werden soll. Dies wird nach 
Rheinland-Pfalz die zweite Länderstrategie sein, die die SDGs aufgreift. Aktuell wird in 
Berlin mit dem Berliner Nachhaltigkeitsprofil, das im Frühjahr 2016 erscheinen wird, ein 
methodisch neuer Weg beschritten, der sich in die vom Berliner Senat 2014 beschlossene 
Berlin Strategie/Stadtentwicklungskonzept 2030 einbettet
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Instrumentarium entwickelt (z. B. mit Nachhaltigkeitskonferen-
zen, die Regierungsmitglieder und Stakeholder zusammenbringen 
oder Formaten für Jugendbeteiligung). Für die Länder spielt die 
Zusammenarbeit mit den Kommunen und der Zivilgesellschaft eine 
wichtige Rolle. Einige Länder haben besondere Kooperationsformen 
mit der Wirtschaft aufgebaut. Das Thema Bewusstseinsbildung in der 
Bevölkerung steht im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategien einiger 
Länder besonders stark im Fokus, z.B. Nachhaltigkeitswoche, Tag der 
Nachhaltigkeit.

2. AUSGEWÄHLTE THEMATISCHE SCHWERPUNKTE DER BUND-LÄN-
DER-ZUSAMMENARBEIT 

a) Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE)

Aufbauend auf den Erfahrungen und anknüpfend an bestehende 
Strukturen der Umsetzung der UN-Dekade „Bildung für Nachhaltige 
Entwicklung“ (2005 bis 2014) verstetigen die Länder ihre Anstren-
gungen in Anlehnung an das aktuelle (2015 bis 2020) Weltaktions-
programm „Bildung für nachhaltige Entwicklung“(BNE). BNE befasst 
sich mit globalen Zusammenhängen und Herausforderungen und den 
damit verbundenen komplexen ökologischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen. BNE trägt dazu bei, das Bewusstsein für nachhaltige 
Lebensweisen in die Gesellschaft zu tragen. Damit ist BNE neben po-
litischen Übereinkünften, finanziellen Anreizen oder technologischen 
Lösungen ein zentrales Instrument auf dem Weg zu einer nachhalti-
gen Entwicklung. Zur Umsetzung des Weltaktionsprogramms haben 
einige Länder eigene BNE-Strategien und Maßnahmen entwickelt.

Entsprechend den prioritären Handlungsfeldern des Weltaktionspro-
gramms werden künftig besonders die ganzheitliche Transformation 
von Lern- und Lehrumgebungen sowie die Kompetenzentwicklung bei 
Lehrenden und Multiplikatoren in der frühkindlichen, schulischen, 
beruflichen und universitären Aus- und Weiterbildung stärker in den 
Mittelpunkt der Länderaktivitäten rücken. Eine besondere Rolle 
spielt zudem die Stärkung und Mobilisierung der Jugend im Sinne 
der Eröffnung eigener Gestaltungs- und Verantwortungsspielräume. 
Daneben bleiben die politische Unterstützung und die Förderung 
nachhaltiger Entwicklung auf lokaler Ebene besonders durch die 
Unterstützung bürgerschaftlichen Engagements und für partizipative 
sowie kooperative Prozesse zentrale Bestandteile.

Die Länder unterstützen den Bund bei der nationalen Umsetzung 
des Weltaktionsprogramms und der Entwicklung eines Nationalen 
Aktionsplans BNE durch ihre Mitwirkung an der Nationalen Plattform, 
den Fachforen und Partnernetzwerken. Mit Blick auf die starke Rolle 
der formalen Bildung verweisen die Länder auf die Notwendigkeit 
eines ergänzenden engen politischen Austausches zwischen Bund und 
Ländern, um bei der Erstellung und Umsetzung des Nationalen Akti-
onsplans non-formale und informelle Bildungsbereiche gleichwertig 
zu berücksichtigen.
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b)	Nachhaltige öffentliche Beschaffung

Die nachhaltige öffentliche Beschaffung war in den letzten Jahren 
ein wichtiges Schwerpunktthema der Bund-Länder-Zusammenarbeit 
in Nachhaltigkeitsfragen. In der von der Bundesregierung initiier-
ten „Allianz für nachhaltige Beschaffung“ haben auch viele Länder 
mitgearbeitet. Die Allianz hat gemeinsame Schlussfolgerungen zu 
wichtigen Themen, zum Beispiel bei der Beschaffung von  
ÖPNV-Fahrzeugen und von Elektromobilen und bei nachhaltigen 
Baustandards, ermöglicht. Praktisch noch nicht befriedigend ist die 
Datengrundlage zu nachhaltigen Beschaffungen, die eine strate-
gische Steuerung der Beschaffungsvorgänge ermöglichen würde. 
Die 2015/2016 laufende Novelle des Bundesvergaberechts wird die 
Berücksichtigung von Umwelt- und Sozialaspekten in allen Stufen des 
Vergabeverfahrens ermöglichen und z. B. die Berücksichtigung von 
Umwelt-und Fair Trade – Labels in Vergabeverfahren vereinfachen. 

Alle diese Nachhaltigkeitsaspekte sind auf bundesgesetzlicher Ebene 
als „Kann“-Vorschriften ausgestaltet und lassen dem öffentlichen 
Auftraggebern somit die Freiheit, diese Aspekte in den jeweils 
geeigneten Phasen des Vergabeverfahrens zu berücksichtigen. Einige 
Länder haben mit eigenen Landesvergabegesetzen beziehungsweise 
Verwaltungsvorschriften zum Teil weitergehende Nachhaltigkeitsre-
gelungen etabliert. Die Länder erwarten auch zukünftig eine positive 
Rahmensetzung des Bundes für nachhaltige Vergabepraktiken.

c)	Nachhaltigkeitsindikatoren

Auch das Thema Nachhaltigkeitsindikatoren war in den letzten 
Jahren ein Schwerpunkthema der Nachhaltigkeitskooperation zwi-
schen Bund und Ländern. Viele Nachhaltigkeitsstrategien und /oder 
-berichte der Länder enthalten Indikatorenkataloge, die sich zum 
Teil eng an den Indikatoren der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
orientieren, häufig aber auch zusätzliche landesspezifische Priori-
täten aufgreifen. Die Arbeiten an einem gemeinsamen Katalog von 
Nachhaltigkeitsindikatoren der Länder wurden im Berichtszeitraum 
unter dem Dach der Konferenz des Chefs des Bundeskanzleramtes 
mit den Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien der 
Länder (CdS) fortgeführt.

Einige Landesstrategien enthalten auch konkrete, quantifizierte und 
terminierte Ziele, die mit diesen Indikatoren bestimmt und gemes-
sen werden können. Angesichts der Herausforderung, die Bericht-
erstattung zu den 17 SDGs und den dazugehörigen Unterzielen und 
Indikatoren in Deutschland zu implementieren, wird es in Zukunft 
verstärkter Anstrengungen von Bund und Ländern bedürfen, um eine 
möglichst hohe Kompatibilität der Indikatorensysteme zu erreichen. 
Die Länder erwarten dabei i.S. der vertikalen Integration eine inten-
sive Abstimmung des Bundes, um sicherzustellen, dass Indikatoren-
berechnungen auf Bundesebene, soweit sinnvoll, möglichst auch auf 
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Länderebene und optimalerweise auch auf kommunaler Ebene dar-
stellbar sind. Wenn die Ziel- und Indikatorensysteme anschlussfähig 
und damit die Entwicklungen in Bund und Ländern vergleichbar sind, 
verbessert das die Chancen dafür, dass sich die Aktivitäten von Bund 
und Ländern ergänzen und gemeinsame Nachhaltigkeitsziele erreicht 
werden können. Dazu bedarf es ggf. einer politischen Schwerpunkt-
setzung, die aber nicht in Frage stellen, dass Deutschland seinen 
Berichtspflichten aus der 2030-Agenda umfassend nachkommt. 
Neben dieser strategischen Aufgabe ist auch die Kommunikation der 
Nachhaltigkeitsziele sowie der Maßnahmen und Instrumente zum 
Erreichen der Ziele eine gemeinsame Aufgabe von Bund und Ländern. 
Möglicherweise kann es für die Nachhaltigkeitskommunikation wich-
tig sein, ausgewählte Indikatoren plakativ herauszustellen, ebenso 
können zusammengesetzte Indizes wie der Wohlfahrtsindex eine 
wichtige Rolle spielen. 

3. ZUKÜNFTIGE BUND-LÄNDER-ZUSAMMENARBEIT ZUR NACHHALTI-
GEN ENTWICKLUNG

Die bewährte Zusammenarbeit im Rahmen des Bund-Länder-
Erfahrungsaustausches zur nachhaltigen Entwicklung unter Vorsitz 
des Bundeskanzleramts und des Vorsitzlandes der Ministerpräsi-
dentenkonferenz sollte auch in Zukunft fortgesetzt werden. Die 
Einbeziehung der Staatskanzleien bzw. Senatskanzleien und des 
Bundeskanzleramtes sowie der federführenden Landesministerien 
und verschiedener Bundesministerien kann gewährleisten, dass der 
Nachhaltigkeitsprozess und die 2030-Agenda in der gesamten thema-
tischen Breite behandelt werden. Dieser Austausch auf Arbeitsebene 
kann im Sinne des schon vom Bundesrat geforderten „strukturierten 
Dialogs“ bei Bedarf durch einen Austausch auf politischer Ebene mit 
dem Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung der Bun-
desregierung oder im Rahmen der Fachministerkonferenzen ergänzt 
werden. 

Zur Umsetzung der SDGs auf europäischer Ebene ist ein neuer strate-
gischer Rahmen für nachhaltige Entwicklung angezeigt. Die konse-
quente und politisch sichtbare Implementierung der 2030-Agenda auf 
europäischer Ebene, z. B. in einer neuen EU-Nachhaltigkeitsstrategie 
oder einer effektiven Verankerung der SDGs in einer neuen „Eu-
ropa 2030“-Strategie, könnte die Nachhaltigkeitsanstrengungen 
in Deutschland, insbesondere in der Umsetzung der Struktur- und 
Investitionspolitik der EU, substanziell befördern.

Die Länder werden sich daher gemeinsam mit dem Bund für einen 
solchen strategischen Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung auf 
EU-Ebene einsetzen.
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